
B e s c h ä f t i g t e n d a t e n s c h u t z

Echter Schutz geht anders
Überwachungsskandale bei Unter-
nehmen wie Lidl, der Deutschen 
Bahn oder der Telekom haben ge-
zeigt, dass es klarer Regelungen 
zum Schutz der Beschäftigten vor 
Bespitzelung bedarf. Schwarz-Gelb 
hat reagiert und am 25. August 
einen Gesetzentwurf für den Be-
schäftigtendatenschutz vorgelegt. 
Aus Sicht von DGB und Gewerk-
schaften ist der aber kaum geeig-
net, „um Beschäftigte in Zukunft 
wirksam zu schützen“, erklärt der 
DGB-Vorsitzende Michael Sommer. 
„Wir fordern handfeste, konkrete 
Bestimmungen und Verbote zum 
Schutz der Beschäftigten statt 
Gummiparagraphen für die Ar-
beitgeber.“ Statt dessen schaffe 
der Entwurf erstmals eine Rechts-
grundlage, die das Ausspionieren 
von Beschäftigten im Arbeitsver-
hältnis ausdrücklich ermöglicht. 
Die Pläne der Bundesregierung 
seien ein Beispiel für „miserables 
Regierungswerk“, urteilt der ver.di-
Vorsitzende Frank Bsirske.

Die Gewerkschaften erwarten, 
dass der Entwurf im parlamenta-
rischen Verfahren nachgebessert 
wird. Immerhin: Die Gesetzesvor-
lage enthält gegenüber den im 

Für eine falsche Weichen-
stellung hält der DGB-Vor-
sitzende auch die im Gesetz 
vorgesehene Regelung zur 
Korruptionsbekämpfung. Ih-
re Aufklärung gehöre in die 
Hände von Polizei und Staats-
anwaltschaft und nicht in die 

Hände der Arbeitgeber. Anonymi-
sierte Datenabgleiche bis hin zu 
eigenen Ermittlungen mit einer 
zusätzlichen Datenerhebung durch 
den Arbeitgeber seien das Gegen-
teil eines echten Arbeitnehmerda-
tenschutzes. „Damit wird der Be-
spitzelungsskandal bei der Bahn, 
der zu Recht zum Rücktritt des 
damaligen Vorstandsvorsitzenden 
Mehdorn geführt hat, im Nachhi-
nein gerechtfertigt“, so Sommer.

Aufs Schärfste kritisieren DGB 
und Gewerkschaften, dass Arbeit-
geber auch künftig durch ärztliche 
Untersuchungen und weitere Eig-
nungstests das Profil der Bewer-
berInnen ausleuchten dürfen. Es 
würden nicht mal konkrete Verbote 
ausgesprochen, etwa von Fragen 
wie der nach einer Schwanger-
schaft. Eine elementare Verschlech-
terung von Arbeitnehmerrechten 
sei, sagt Sommer, dass Arbeitgeber 
jetzt neu unter bestimmten Vor-
aussetzungen ärztliche Untersu-
chungen und Eignungstests von 
bereits Beschäftigten verlangen 
können sollen.   •

+  Jan Korte (Die Linke) 
fordert, das SWIFT-Ab-

kommen sofort auszusetzen. 
Es entspreche weder dem 
Grundgesetz noch dem euro-
päischen Datenschutzniveau. 
Die vorgesehene Speicher-
dauer von fünf Jahren sei 
unverhältnismäßig, die Klage-
möglichkeiten seien lachhaft.

- Bundesinnenminister 
Thomas de Maizière (CDU) 

begrüßt das SWIFT-Abkom-
men. Er hält es für „betroffe-
nenfreundlich“. Sein Rat an 
die BürgerInnen: Bei falschem 
Verdacht ganz einfach die 
Datenschutzbehörde kontak-
tieren, diese leite die Anfrage 
dann an die USA weiter.
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Freiheit statt Angst – 
Aufruf des DGB 

zur Datenschutz-
Demonstration 

„Freiheit statt Angst“ am 
11. September 2010 

in Berlin

Frühjahr bekannt gewordenen 
Eckpunkten des Innenministeriums 
zum Beschäftigtendatenschutz 
(einblick 06/10) einige – weni-
ge – Klarstellungen. So soll eine 
heimliche Videoüberwachung am 
Arbeitsplatz künftig auch in Aus-
nahmefällen nicht zulässig sein. 
Anderseits könnte aber die offene 
Videoüberwachung zum Alltag 
werden – und sogar zur Verhal-
tens- und Leistungskontrolle sowie 
zur Qualitätskontrolle eingesetzt 
werden. Das lehnen DGB und Ge-
werkschaften entschieden ab.
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Ein New Deal für Europa
Stephan Schulmeister, 

Wirtschaftsforscher aus 

Österreich, empfiehlt eine 

expansive Gesamtstrategie 

gegen die Krisenfolgen

Verstöße gegen das informati-
onelle Selbstbestimmungsrecht 
– insbesondere auch von Be-
schäftigten – sind nach wie vor 
Alltag. Mit einem eigenen Aufruf 
unterstützt der DGB-Bundesvor-
stand deshalb die Demonstration 
„Freiheit statt Angst“ für einen 
besseren Datenschutz am 
11. September in Berlin.
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A n t i d i s k r i m i n i e r u n g

Pilotprojekt 
Bewerbung
In einem Pilotprojekt testen fünf 
Unternehmen und das Bundes-
familienministerium ab diesem 
Herbst anonymisierte Bewerbungs-
verfahren. Nach Angaben der Anti-
diskriminierungsstelle des Bundes 
sollen die Bewerbungen kein Foto 
und keinen Name enthalten und 
auch auf Angaben über Alter, 
Geschlecht, Familienstand und 
Herkunft verzichten. Ziel sei, dass 
allein die Qualifikation darüber 
entscheide, wer zum Bewerbungs-
gespräch eingeladen wird. Der 
einjährige Test soll wissenschaftlich 

Der DGB fordert anlässlich des 
Weltfriedenstages am 1. Septem-
ber ein Ende des Bundeswehrein-
satzes in Afghanistan. „Der Krieg 
ist mit militärischen Mitteln nicht 
zu gewinnen“, heißt es im Auf-
ruf. Stattdessen brauche das Land 
Unterstützung beim Aufbau der 
Zivilgesellschaft. „Dazu gehört die 
Unterstützung der afghanischen 

durch das Institut zur Zukunft der 
Arbeit (IZA) und die Kooperations-
stelle Wissenschaft und Arbeitswelt 
der Europa-Universität Viadrina 
(KOWA) ausgewertet werden. Be-
teiligte Unternehmen sind u.a. die 
Deutsche Post, die Telekom, das 
Kosmetikunternehmen L‘Oréal und 
der Konzern Procter & Gamble.   •

A n t i k r i e g s t a g

DGB: Raus aus Afghanistan

Frauen sowie der ländlichen Bevöl-
kerung.“ Zudem fordert der DGB, 
den Umbau der Bundeswehr „zur 
weltweit aktiven Interventionsar-
mee zu stoppen und an der Wehr-
pflicht festzuhalten. Eine faktische 
Abschaffung der Wehrpflicht ohne 
breite gesellschaftliche Debatte 
lehnen wir entschieden ab“.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

IG Metall und IG BAU haben in ei-
ner gemeinsamen Stellungnahme 
mit Umwelt- und Verbraucherver-
bänden ein Energiekonzept ge-

E n e r g i e k o n z e p t

Effizienz statt Laufzeitverlängerung

fordert, das auf Energieeffizienz 
statt auf Laufzeitverlängerung von 
Atomkraftwerken setzt. Sie fordern 
die Regierung zudem auf, die im 
Sparpaket für 2011 angekündigte 
Milliarden-Kürzung bei der energe-
tischen Gebäudesanierung zurück-
zunehmen. Nur so könne die Bun-
desregierung ihre Klimaschutzziele 
erreichen und wichtige Impulse für 
eine zukunftsfähige Energieversor-
gung geben. 

Die verstärkte Förderung von 
Energieeffizienzmaßnahmen wür-
de die Energiekosten für Wirtschaft 

und Verbraucher deutlich senken 
und etwa 850 000 zusätzliche Ar-
beitsplätze schaffen. 

Ein ambitioniertes Energieef-
fizienzgesetz könne wie das Er-
neuerbare-Energien-Gesetz zum 
Job-Motor werden und langfristig 
Arbeitsplätze sichern, sagte IG 
Metall-Vorstand Wolfgang Rhode. 
Will die Bundesregierung klimapo-
litisch glaubwürdig bleiben, „muss 
sie die Streichungspläne bei den 
CO2-Gebäudesanierungsprogram-
men ad acta legen“, so Martin 
Mathes, Leiter der Abteilung Wirt-
schafts-, Bau- und Arbeitsmarktpo-
litik der IG BAU. Durch die Kürzung 
würden über 100 000 Arbeitsplätze 
im Handwerk gefährdet.   •
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Chipkarten 
keine Lösung
Bundesarbeitsministerin Ursula von 
der Leyen plant, über eine Chip-
karte den Zugang armer Kinder zu 
außerschulischen Angeboten der 
Bildung und Teilhabe zu fördern. 
Ab dem Sommer 2011 soll die An-
wendung von Bildungs-Chipkarten 
in 40 Pilotregionen erprobt werden. 

DGB-Bundesvorstandsmitglied 
Annelie Buntenbach fordert statt-
dessen kostenlose Schulspeisung 
für Alle und mehr Geld für die Bil-
dungsinfrastruktur. „Ich befürchte, 
dass mit dem Bildungschip ein Sys-
tem aufgebaut wird, das zur Stig-
matisierung der Kinder von Hartz 
IV-Beziehern führt und gleichzei-
tig die Bürokratie in Deutschland 
befördert“, so Buntenbach. Der 

B a n k e n a b g a b e

Hedge-Fonds 
kommen davon
DGB-Vorstandsmitglied Claus 
Matecki hat die von der Bundes-
regierung geplante Bankenabga-
be begrüßt: „Die Bankenabgabe 
kommt zwar spät, geht aber in die 
richtige Richtung.“ Gleichzeitig 
bezweifelt er aber, dass dadurch 
künftige Krisen verhindert werden 
können. „Das vorgelegte Gesetz 
hat da noch erhebliche Defizite“, 
kritisierte das für Wirtschaft zu-
ständige Vorstandsmitglied. Zudem 
stehe die Beteiligung der Krisen-
verursacher weiterhin aus: „Daran 
ändert die Bankenabgabe nichts.“ 
Dass Versicherer und Hedge-Fonds 
ausgenommen bleiben, sei ökono-
misch und ordnungspolitisch falsch. 
„Denn auch diese Finanzmarktak-
teure können erhebliche syste-
mische Krisen verursachen“, be-
tonte er. Immerhin sei die Banken-
abgabe nicht steuerlich absetzbar. 

Zu dem im Gesetz verankerten 
Insolvenzverfahren sagte Matecki: 
„Ich begrüße, dass die Banken ihr 
Testament machen sollen. Schließ-
lich sind Staaten und Steuerzahler 
in der Finanzkrise mit dem Ar-
gument der Systemrelevanz der 
Banken in Geiselhaft genommen 
worden.“ ‚Too Big to fail‘ dürfe 
zukünftig nicht mehr gelten. Es 
sei deshalb vernünftig, das interne 
Geflecht einer Großbank für die 
Politik und die Aufsicht transparent 
zu machen. Auch aus ordnungspo-
litischer Sicht sei es sinnvoll, die 
Frage der Zerschlagung der Groß-
banken schon vor dem Eintreten ei-
ner Krise zu diskutieren und gege-
benenfalls ihre Zerlegung in kleine, 
unabhängige Einheiten einzuleiten, 
bevor es wieder zu spät sei, stellte 
Matecki klar.   •

DGB lehne Sachleistungen nicht 
per se ab, aber „Instrumente, die 
einkommensarme Familien unter 
den Generalverdacht stellen, Geld-
leistungen Zweck zu entfremden, 
sehen wir kritisch“.   •
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„Altersarmut ist eine reale Gefahr“
Kommt sie oder kommt sie nicht? Und wenn ja, wann? Während CDU und FDP an 
den Plänen festhalten, die Rente mit 67 ab 2012 schrittweise einzuführen, will die 
SPD erst zustimmen, wenn mindestens die Hälfte der 60-bis 64-Jährigen eine 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung hat. 

Kurzzeitig hatte von der Leyen gar 
von einem „Jobwunder“ für ältere 
ArbeitnehmerInnen gesprochen, 
musste dann aber zurückrudern, 
als klar wurde, dass nur 21,5 
Prozent der 60- bis 64-Jährigen 
derzeit sozialversicherungspflich-
tig beschäftigt sind. Statt die 
„schlechte Arbeitsmarktsituation 
Älterer zu beschönigen“, forderte 
DGB-Vorstandsmitglied Annelie 
Buntenbach die Regierung auf, die 
Lage Älterer auf dem Arbeitsmarkt 
zu verbessern: „Gute Arbeitsbedin-
gungen für Jung und Alt, altersan-
gemessene Arbeitszeitregelungen, 
vorbeugende Gesundheitsförde-
rung in den Betrieben und bessere 
Weiterbildungsangebote.“

Momentan scheitert eine Ver-
besserung der Lage Älterer bereits 
an der Frage des Zugangs zum 
Arbeitsmarkt. Fast ein Drittel aller 
Arbeitslosen, nämlich 900 000, 
sind älter als 50 Jahre, und über 
300 000 von ihnen sind länger als 
zwei Jahre arbeitslos. Nur jeder 
vierte ältere Arbeitslose über 55 
Jahre findet überhaupt noch einmal 
Zugang zum Arbeitsmarkt. In der 
Gruppe der über 60-Jährigen sei 
die Arbeitslosigkeit in den vergan-
genen zwölf Monaten sogar um 50 
Prozent angestiegen, so Bunten-
bach. „Heute muss die Hälfte der 
Altersrentner vor 65 mit Abschlä-
gen in Rente gehen und verliert da-
bei im Durchschnitt 110 Euro Mo-
natsrente. Und diejenigen, die aus 
gesundheitlichen Gründen vorher 
ausscheiden, werden mit Erwerbs-
minderungsrenten von ca. 640 Eu-
ro pro Monat abgespeist.“ Bunten-
bach warnt: „Altersarmut droht zu 
einem großen Problem zu werden. 
Besonders in Ostdeutschland spitzt 
sich die Situation wegen der hohen 
Arbeitslosigkeit und dem riesigen 

Niedriglohnsektor zu.“ Zentrale 
Fragen für die Gewerkschaften 
sind deshalb: Wie vermeiden wir 
Altersarmut? Wie sichern wir den 
Lebensstandard der Arbeitneh-
merInnen im Alter? Wie verbessern 
wir die gesundheitliche Prävention 
in den Betrieben? Wie ermöglichen 
wir flexible, den Lebensumständen 
angepasste Übergänge von der Ar-
beit in die Rente? Und wie sichern 

wir diejenigen besser ab, die aus 
gesundheitlichen Gründen nicht so 
lange arbeiten können? 

„Ohne ernsthaft die Fakten 
zu überprüfen und sich mit der 
Lebenswirklichkeit der Menschen 
z.B. auf den Baustellen, in den 
Krankenhäusern und Kindergärten, 
am Hochofen oder auf den Werften 
auseinander zu setzen, schickt die 
Arbeitsministerin ältere Beschäf-
tigte in die Altersarmut oder in die 
Langzeitarbeitslosigkeit“, kritisiert 
Buntenbach. „Rente mit 67, das 
wissen die Menschen, bedeutet für 
sie Rentenkürzung. Lebensstan-
dardsicherung ist damit für die mei-

sten nur noch eine Illusion, Alters-
armut für viele eine reale Gefahr.“ 

Die Linke lehnt die Rente mit 67 
grundsätzlich ab, von den anderen 
Parteien sind bisher nur die Sozial-
demokratInnen bereit, ihren einge-
schlagenen Kurs zu ändern und die 
geplante Erhöhung zumindest aus-
zusetzen. Ein „Schritt in die richtige 
Richtung“, so der DGB-Vorsitzende 
Michael Sommer. Die SPD hätte 

anerkannt, „dass die Rente mit 
67 unter den gegebenen Rah-
menbedingungen zu einer reinen 
Rentenkürzung verkommt“. Die 
Gewerkschaften erwarten, „dass 
die SPD in ihrem Wahlprogramm 
für das Jahr 2013 sehr klar Positi-
on bezieht – und dabei am besten 
die Rente mit 67 endgültig aufgibt 
und stattdessen soziale, gerechte 
und nachhaltige Reformen vor-
schlägt“. Da die Bundesregierung 
„weiterhin auf Konfrontations-
kurs“ ist, wollen die Gewerkschaf-
ten das Thema Rente mit 67 auch 
in ihre Herbstaktionen einbeziehen, 
kündigte Sommer an.   •

DGB-Studie: 
Arbeitslosigkeit 
macht krank

Wer arbeitslos wird, erlebt 

dies meist als schwere Belas-

tung, die weit über finanzi-

elle Einschränkungen hinaus-

geht. Die psychischen Belas-

tungen wirken sich auch auf 

die Gesundheit aus. Nach ei-

ner DGB-Studie der Abteilung 

Arbeitsmarktpolitik sind Ar-

beitslose wesentlich häufiger 

krank als Erwerbstätige. „Es 

lassen sich drastische Unter-

schiede belegen: Depressivi-

tät, Hoffnungslosigkeit und 

Hilflosigkeit bis hin zur 

Resignation sowie ein ver-

ringertes Selbstwertgefühl, 

geringeres Aktivitätsniveau 

und Einsamkeit stellen we-

sentliche Symptome einer 

schlechteren psychischen 

Gesundheit von Arbeitslosen 

dar“, so die Studie. 

„Um die gesundheitsschädi-

genden Folgen von Arbeitslo-

sigkeit abzufangen, brauchen 

wir geeignete Maßnahmen 

zur Vorbeugung. Dafür 

müssen alle Beteiligten – in 

der Arbeitsvermittlung, den 

Krankenversicherungen 

und der regionalen Gesund-

heitsversorgung – vernetzt 

zusammenarbeiten und neue 

Wege beschreiten“, fordert 

DGB-Vorstandsmitglied An-

nelie Buntenbach. Unsichere 

Beschäftigung im Niedrig-

lohnsektor oder Ein-Euro-Jobs 

sind für die Gewerkschafterin 

keine Alternativen, denn sie 

„verschleißen die Betrof-

fenen genauso wie dauer-

hafte Arbeitslosigkeit“.

Studie „Gesundheitsrisiko 
Arbeitslosigkeit“: 
www.einblick.dgb.de/hintergrund
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus

Arbeit bis zur Rente?
Sozialversicherungspflichtig beschäftigt waren im Jahr 2008 (in Prozent) 

54,5

52,3

24,3

11,5
7,2 0,1

42,7

46,7

28,7

13,7
9,9

55 bis 57

insgesamt

Frauen

58 bis 59 60 bis 62

(Lebensalter, Jahre)

63 64 über 65

In den vergangenen Jahren ist der Trend, ältere Beschäftigte durch 
jüngere zu ersetzen, zwar zurückgegangen. Doch während der Anteil der 
sozialversichert Beschäftigten insgesamt knapp 60 Prozent beträgt, ist 
deren Anteil in der Gruppe der 60-Jährigen gerade mal halb so hoch.
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••• 60 Jahre IG Metall Baden-
Württemberg – mit einer aus-
führlichen Chronik feiert der IG 
Metall-Bezirk sein Bestehen. Auf 
185 Seiten beschreiben die Auto-
rInnen politische Erfolge, tarifliche 
Meilensteine und die wichtigsten 
betrieblichen Auseinanderset-
zungen. Angereichert mit vielen 
Bildern und Kurzbiografien der zen-
tralen Köpfe – von Hans Brümmer, 
Eugen Loderer, Willi Bleicher bis zu 
Walter Riester – wirft die Chronik 
auch ein Licht auf die biografischen 
Werdegänge vieler Gewerkschafte-
rInnen im „Ländle“. 

Fattmann, Rainer; Faber, Jochen: Strategie 
Zukunft – 60 Jahre IG Metall Baden-
Württemberg; INFO&IDEE Medienverlag, 
Ludwigsburg, 185 Seiten, 19,90 Euro

••• Der DGB Sachsen und der 
Verein „Gewerkschaften helfen“ 
rufen angesichts der aktuellen 
Flutkatastrophe in Sachsen zu 
Spenden für die Betroffenen 
auf. Im Aufruf heißt es: „Unser 
Mitgefühl gilt den Betroffenen 
dieser erneuten Hochwasserkata-
strophe, die Sachsen, Tschechien 
und Polen heimgesucht hat.“ Die 
DGB-Bezirksvorsitzende Iris Klop-
pich fordert die Landesregierung 
zudem auf, den Haushaltsentwurf 
2011/12 zu überarbeiten: „Ein 
Sparhaushalt in der jetzigen Situ-
ation behindert den Wiederaufbau 
und schwächt die Wirtschaft.“ 
Außerdem sei es nun notwendig, 
eine Strategie zu entwickeln, um 
die Gefahr des Hochwassers in 
den kommenden Jahren einzudäm-
men. Das Spendenkonto: Verein 
Gewerkschaften helfen, SEB Bank, 
Bankleitzahl 300 101 11, Konto-
nummer 1756906400, Stichwort 
„Hochwasserhilfe 2010“. 
www.dgb-sachsen.de

interregio

PROJEKTE UND PARTNER

Katy Hübner (32), seit sechs Jahren haupt-
amtlich beschäftigt bei der Gewerkschaft IG 
Bergbau, Chemie, Energie, ist Aufsichtsrätin des 
Monats Juli. Die Bundesjugendsekretärin der IG BCE vertritt die Arbeitneh-
merInnen in den Aufsichtsräten von ExxonMobil Central Europe Holding 
GmbH, ESSO Deutschland GmbH und ROC (Retail Operating Company 
Deutschland GmbH). Für sie „ist Mitbestimmung das beste Instrument 

gegen die Ideologie der grenzenlosen Gewinnmaximierung. Denn Mitbestimmung hat immer ein Interesse 
an langfristiger und nachhaltiger Entwicklung – und das senkt die Krisenanfälligkeit”.

Werner Nienhüser (56) ist Aufsichtsrat des Monats August. Er vertritt als „wei-
teres“ Mitglied im Aufsichtsrat der Georgsmarienhütte Holding GmbH die Interessen 
der ArbeitnehmerInnen. Nienhüser ist Professor für Allgemeine Betriebswirtschafts-
lehre an der Universität Duisburg-Essen. Seine Schwerpunkte in Lehre und Forschung: 
Arbeit, Personal und Organisation. „Im Aufsichtsrat setze ich meinen wissenschaftli-
chen Sachverstand im Bereich Personalmanagement im Interesse der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer ein.“ Nienhüser ist Mitglied der GEW und Vertrauensdozent 
der Hans-Böckler-Stiftung. www.dgb.de/-/p0K

Aufsichtsrat
des Monats
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„Mitbestimmung senkt Krisenanfälligkeit“

„Wissenschaftlicher Sachverstand“

D G B - J u g e n d

Rechte von 
Azubis
Das neue Ausbildungsjahr hat be-
gonnen. Mit dem Ratgeber „Gemein-
sam gewinnen – Deine Rechte in 
der Ausbildung“ steht die DGB-Ju-
gend allen Azubis zur Seite. Worauf 
muss ich in meinem Arbeitsvertrag 
achten? Was für Mitspracherechte 

Das Berliner Archiv der Jugendkul-
turen e.V. bittet um Spenden, um 
den Fortbestand dieser gemein-
nützigen Einrichtung zu sichern. 
Zudem will der Verein eine Stif-
tung gründen. Das Ziel: Auf Dau-
er müssten wenigstens eine oder 
zwei hauptamtliche Stellen und 
die Sicherung der Grundkosten 
gewährleistet sein. Dies sei zurzeit 
nicht gegeben, erklären die Verant-
wortlichen. Vereinsmitglieder oder 
MitarbeiterInnen spenden privat 
Gelder, um die laufenden Kosten zu 
bestreiten. „Damit ist die Existenz 

dieser in Europa einmaligen Einrich-
tung in regelmäßigen Abständen 
akut gefährdet.“ Um die Stiftung 
zu gründen, müssten insgesamt 
100 000 Euro zusammenkom-
men. Bei Redaktionsschluss waren 
knapp 12 000 Euro eingegangen. 
Das Archiv der Jugendkulturen 
sammelt und archiviert Zeitschrif-
ten, Tonträger, Flyer oder Konzert-
plakate und stellt diese Samm-
lung der Öffentlichkeit kostenlos 
zur Verfügung. Spendenkonto: 
Kontonummer: 1241383853, 
Bankleitzahl 500 502 01, Bank: 
1822direkt Frankfurter Sparkasse, 
Konto-Inhaber: Klaus Farin, Verwen-
dungszweck: Spende Stiftung.   •
www.jugendkulturen.de

N G G  u n d  E F F A T

Netzwerk 
aufbauen
Die Gewerkschaft NGG und die 
Europäische Gewerkschaftsfödera-
tion für den Landwirtschafts-, Nah-
rungs- und Tourismussektor (EFFAT) 
laden vom 15. bis 18. September 
zur internationalen Cocoanet.EU 
Konferenz nach Oberjosbach ein. 
Ziel des von der EU geförderten 
Projektes ist es, Arbeitnehmerver-
treterInnen, Eurobetriebsräte und 
Unternehmen zu vernetzen – um 
die ökologischen und sozialen Be-
dingungen in der Kakao- und Scho-
koladenbranche zu verbessern.    •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

L e i t f a d e n  f ü r  A r b e i t s l o s e

Unverzichtbar

Bereits in der 27. Auflage ist jetzt der 
neue „Leitfaden für Arbeitslose“ 
erschienen. Gewohnt übersichtlich 
und detailliert hat das Arbeitslo-
senprojekt „Tu Was“ den bewähr-
ten Ratgeber gründlich überarbeitet. 
Der praxisnahe Ratgeber gehört in 
jede Beratungsstelle von Initiati-

ven, Gewerkschaften und Verbän-
den und ist auch für Nicht-Profis 
ein wichtiger Begleiter.   • 
Arbeitslosenprojekt „TuWas“ (Hrsg.), 
Fachhochschulverlag, 702 Seiten, 15 Euro

A rc h i v  d e r  J u g e n d k u l t u re n

Existenz sichern

habe ich? Und: Wie viel Urlaub 
steht mir zu? Diese und viele wei-
tere Fragen werden anschaulich 
und zusätzlich mit praxisnahen 
Tipps beantwortet. Außerdem: Ein 
Lexikon klärt die wichtigsten Be-
griffe zum Berufseinstieg. Der Rat-
geber kann kostenfrei als pdf-Datei 
im Internet heruntergeladen wer-
den. Ein Exemplar kostet 10 Cent 
zuzüglich Porto und Versand.   •
www.dgb-bestellservice.de
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Hände weg vom 
Jugendarbeits-
schutz!

Die schwarz-gelbe Bundes-

regierung will laut Koaliti-

onsvertrag die Axt an das 

Jugendarbeitsschutzgesetz 

(JArbSchG) legen. Sie will 

damit „Ausbildungshemm-

nisse im Gastgewerbe“ 

abbauen. Die DGB-Jugend 

kritisiert dieses Vorhaben 

massiv: „Eine derartige 

Diffamierung des Jugend-

arbeitsschutzes als Aus-

bildungshemmnis muss 

scharf zurückgewiesen 

werden.“ Um gegen das 

schwarz-gelbe Vorhaben zu 

mobilisieren, hat die DGB-

Jugend die Postkartenaktion 

„Hände weg vom JArbSchG” 

gestartet. Die gesammelten 

Unterschriften will die DGB-

Jugend der Bundesregie-

rung „zur gegebenen Zeit“ 

zukommen lassen.

Das Jugendarbeitsschutzge-

setz konnte in diesem Jahr 

sein 50-jähriges Jubiläum 

feiern. Unter anderem regelt 

das Gesetz Pausen- und 

Arbeitszeiten und sorgt für 

genügend Nachtruhe für 

minderjährige Arbeitneh-

merInnen. 

Mehr zur Aktion: 
www.dgb-jugend.de

einblick 14/10
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Geht man von weltweit etwa 620 
Millionen erwerbsfähigen Men-
schen zwischen 15 und 24 Jahren 
aus, dann ergibt dies laut ILO eine 
Arbeitslosenquote von 13,0 Pro-
zent. Damit erreicht die globale 
Jugendarbeitslosigkeit ein bisher 
noch nicht gemessenes Ausmaß. 
Die ILO-ForscherInnen erwarten, 
dass die Quote 2010 auf 13,1 
Prozent steigen wird. Der seit 
2002 rückläufige Trend ist durch 
die Krise abrupt beendet worden. 
Dies wird „erhebliche Folgen für 
junge Menschen haben, wenn 
die folgenden Jahrgänge in den 
Arbeitsmarkt eintreten und zu de-
nen hinzukommen, die jetzt schon 
keine Arbeit haben“, prognosti-
ziert die ILO. Besonders massiv 
trifft die Krise Jugendliche in den 
Entwicklungsländern. 90 Prozent 
aller Jugendlichen weltweit leben 
dort, ihnen drohen Unterbeschäf-
tigung und Armut. Sharan Burrow, 
Generalsekretärin des Internatio-
nalen Gewerkschaftsbundes (IGB), 
warnt: Gerade in diesen Ländern 
werde „die steigende Jugendar-
beitslosigkeit durch die rund 152 
Millionen jungen Menschen, die in 
die Kategorie der „arbeitenden Ar-
men“ fallen und in extremer Armut 
gefangen sind, weiter verschärft“.

Der ILO-Bericht zeigt, dass 
2008 ein Großteil der jungen Ar-
men in den Entwicklungsländern 
im „immer überfüllteren“ infor-
mellen Sektor arbeitete und von 
weniger als 1,25 US-Dollar pro Tag 
leben musste. Besonders schlech-
te Chancen auf einen existenzsi-
chernden Job haben junge Frauen 
im Mittleren Osten und im Norden 
Afrikas. Dort hatten 2009 nur zwei 
von zehn jungen Frauen einen Job 
– bei den jungen Männern waren 

es vier von zehn. Weltweit liegt 
die Arbeitslosenquote von jun-
gen Frauen mit 13,2 Prozent um 
0,3 Prozent höher als bei jungen 
Männern (12,9 Prozent). Eine Aus-
nahme sind die entwickelten In-

dustrienationen – hier sind junge 
Männer häufiger arbeitslos als ihre 
Altersgenossinnen. 

Die stellvertretende DGB-Vorsit-
zende Ingrid Sehrbrock kritisiert die 
weltweite Zunahme der Jugendar-
beitslosigkeit scharf: „Die aktuellen 
Zahlen belegen, dass gerade junge 
Menschen, die vor dem Eintritt in 
das Berufsleben stehen, beson-
ders stark von der Krise betroffen 
sind. Sie müssen ausbaden, was 
sie selbst nicht verursacht haben.” 
Dass Deutschland mit einer Ar-
beitslosenquote von 8,8 Prozent 
bei den unter 25-Jährigen im in-
ternationalen Vergleich ganz gut 
abschneidet, habe „eindeutig mit 
dem dualen Ausbildungssystem zu 
tun“, so Sehrbrock. Sorge mache 
vor allem der hohe Anteil von unsi-

cher beschäftigten Jugendlichen in 
Leiharbeit, Befristung, in Minijobs 
und unbezahlten Praktika. Zudem 
sei die Quote der jungen Langzeit-
arbeitslosen auch in Deutschland 
hoch. Weit über 25 Prozent ha-
ben nach mehr als zwölf Monaten 
noch keine neue Beschäftigung 
gefunden, betont Sehrbrock. „An-
gesichts dieser Zahlen sind die 
Schreckensszenarien, die die Ar-
beitgeber regelmäßig zeichnen – 
sei es Fachkräftemangel oder freie 
Ausbildungsplätze, die nicht be-
setzt werden können – der blanke 
Hohn.“ Der DGB fordert deshalb, 

Beschäftigungsbrücken für junge 
Menschen zu bauen. Ein sinnvolles 
Instrument sei dabei etwa die Al-
tersteilzeit – nach der Devise: jung 
für alt. Außerdem müsse unsichere 
Beschäftigung begrenzt werden, 
die Potenziale von Migrantinnen 
und Migranten sollten besser ge-
nutzt und im Ausland erworbene 
Qualifikationen leichter anerkannt 
werden, meint Sehrbrock.

Sharan Burrow nimmt bei der 
Bekämpfung der Jugendarbeits-
losigkeit auch die internationale 
Gewerkschaftsbewegung in die 
Pflicht: „Auch wir Gewerkschafte-
rinnen und Gewerkschafter müssen 
mehr tun, um junge Menschen zu 
erreichen.“ Deren Anliegen ge-
hörten ganz oben auf die gewerk-
schaftliche Agenda.    •

J u g e n d a r b e i t s l o s i g k e i t  g l o b a l

Die verlorene Generation
Rund 81 Millionen Jugendliche waren Ende 2009 weltweit 
arbeitslos – ein trauriger Rekord. Schuld daran ist laut „ILO Global 
Employment Trends for Youth 2010“ die Finanz- und Wirtschafts-
krise. Die Internationale Arbeitsorganisation ILO warnt vor 
einer „verlorenen Generation junger Menschen“.
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Quelle: ILO Global Employment Trends for Youth 2010*Prognose der ILO

Trauriger Rekord
Weltweite Entwicklung der Jugendarbeitslosigkeit (in Millionen) 
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Die ILO geht davon aus, dass die Arbeitslosenquote von jungen Menschen 
auch 2010 noch steigen wird - auf 13,1 Prozent. Damit wären weltweit 
mehr als 81 Millionen Jugendliche arbeitslos. Erst für 2011 rechnen die For-
scherInnen mit einem Rückgang der Arbeitslosenquote auf 12,7 Prozent. 
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?...nachgefragt

Beim Arbeitskampf im Betonwerk 
Westerwelle hatten wir drei Ziele: 
Erstens wollten wir einen Betriebs-

rat gründen. Zweitens sollten die Kündigungen ge-
gen die Betriebsratskandidaten zurückgenommen 
werden, und drittens musste ein Haustarifvertrag 
her. Die Beschäftigten sind sehr froh, dass wir ge-
meinsam die ersten beiden Forderungen erkämpft 
haben. Die Verhandlungen für den Haustarifvertrag 
laufen. Eine unserer Bedingungen: Es dürfen nur 
noch LeiharbeiterInnen eingesetzt werden, deren 

Firmen den von der DGB-Tarifgemeinschaft ausge-
handelten Lohn zahlen. 
Persönlich befindet sich Herr Westerwelle gerade 
in einer Phase des Umbruchs. Die Zeiten, in denen 
er das Unternehmen nach Gutsherrenart geführt 
hat, sind nun vorbei. Die Demokratie hat in seinem 
Unternehmen Einzug gehalten – daran muss er sich 
jetzt gewöhnen. Ein positiver Nebeneffekt: Vor den 
Betriebsratswahlen waren gerade einmal zwei Mitar-
beiter Gewerkschaftsmitglieder. Mittlerweile haben 
wir einen Organisationsgrad von 70 Prozent erreicht.

Die Beschäftigten im Betonwerk Westerwelle atmen auf – ihr Ar-
beitskampf war erfolgreich. Firmenboss Kai-Uwe Westerwelle musste 
einlenken und die Gründung eines Betriebsrates zulassen (einblick 
10/2010). IG BAU-Gewerkschaftssekretär Bodo Matthey, 51, 
erklärt die aktuelle Lage im Herforder Betonwerk:
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Michael Vassiliadis, 
Vorsitzender der IG 
BCE, hat den so ge-

nannten „Energiepolitischen 
Appell“ pro Laufzeitver-
längerung der Atomkraft-
werke nicht unterschrieben. 
Anderslautende Meldungen 
sind, so die IG BCE, „schlicht 
falsch“. Auf einer Betriebsrä-
tetagung am 31.8. will die 
IG BCE ihre Anforderungen 
an eine „nachhaltige Ener-
giepolitik“ präzisieren. 
www.igbce.de

ver.di warnt im 
Vorfeld der Tarifrun-
den für Zeitungen 

und Zeitschriften vor neuen 
Sparorgien. Selbstverständ-
lich sei ver.di offen für einen 
Dialog über Zukunftsstrate-
gien in Verlagen. Bedingung 
dafür sei allerdings der 
Erhalt der Personalstär-
ke und der Verzicht auf 
Lohndumping.

Die GdP hat Vorschlä-
ge zurück gewiesen, 
nach denen die 

Namen und Aufenthaltsorte 
von Sexualstraftätern im 
Internet veröffentlicht wer-
den sollen. GdP-Vorsitzender 
Konrad Freiberg: „Der Pran-
ger war ein Instrument des 
Mittelalters.“

Der NGG-Vorsitzende 
Franz-Josef Möl-
lenberg fordert 

die Bundesregierung auf, 
Beschäftigte vor den Folgen 
der vollen Arbeitnehmer-
freizügigkeit ab dem 1. Mai 
2011 zu schützen. Es gebe 
nur eine Antwort: „Das ist 
ein gesetzlicher Mindestlohn 
von 8,50 Euro.“

kurz&bündig

Vom 1. März bis 31. Mai fanden 
die turnusgemäßen Betriebsrats-
wahlen statt. Seit Mitte Juli liegt 
die erste Zwischenauswertung 
der Ergebnisse vor. Ein von der 
Hans-Böckler-Stiftung gefördertes 
Forschungsprojekt bestätigt vor 
allem folgende Trends: Die Wahl-
beteiligung steigt auf hohem Ni-
veau weiter auf nunmehr über 81 
Prozent. Der gewerkschaftliche 
Organisationsgrad der Betriebs-
räte bleibt relativ stabil bei 77,3 
Prozent. Und die Betriebsräte 
werden – auch dank der 2001 ein-
geführten Minderheitenquote bei 
Betriebsratswahlen – immer weib-
licher: 24,8 Prozent aller neu ge-
wählten Betriebsräte sind Frauen. 
„Die Belegschaften haben ihren 
gewerkschaftlichen Vertretern den 
Rücken gestärkt. Betriebsräte wa-
ren die wirklichen Krisenmanager 
im letzten Jahr. Die Beschäftigten 
haben das belohnt“, betont DGB-
Vorstandsmitglied Dietmar Hexel.

Seit zwölf Jahren werden im 
Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung 
in Kooperation mit dem DGB die 
Entwicklung der Betriebsrats-
wahlen insbesondere im Organi-
sationsbereich der vier größten 
DGB-Gewerkschaften untersucht. 

Wahlen 2002 und 2006 
ausgewertet wurden. 
Der Abschlussbericht 
des Trendreports Be-
triebsratswahlen 2010 
wird im Spätherbst 

vorliegen und die Auswertung von 
Wahlergebnissen aus rund 35 000 
Betrieben umfassen.   •

Wahlbeteiligung gestiegen
Wahlbeteiligung bei den Betriebsratswahlen 
1990 bis 2010 (in Prozent)
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Quelle: Trendreport Betriebsratswahlen 2010 – Zwischenergebnisse 
kurz nach der Wahl, Juli 2010, Institut für Soziologie / Philipps-Univer-
sität Marburg, , Daten 1990 – 1998: Büro für Sozialforschung Kassel

1990 1994 1998 2002 2006 2010

In den Betrieben gibt es 
anders als bei politi-
schen Wahlen keine 
Wahlverdrossenheit: Seit 
dem Tief von 1998 ist 
die Beteiligung an den 
Betriebsratswahlen kon-
tinuierlich gestiegen auf 
über 81 Prozent 2010.

B e t r i e b s r a t s w a h l e n  2 0 1 0

Betriebsräten den Rücken gestärkt

D G B - B r o s c h ü r e

Rechte für 
Wanderarbeiter
Die Mobilität der ArbeitnehmerIn-
nen wächst auch über Staatsgren-
zen hinweg. Wenn Beschäftigte 
in einem anderen Land einen Job 
annehmen, wirft das viele Fragen 
auf. Aspekte der sozialen Sicherung 
stehen dabei im Vordergrund. Mit 
der Broschüre „Die sozialrechtliche 

Absicherung von Wanderarbeitneh-
mern in Europa“ zeigt der DGB, wo-
rauf man innerhalb der EU achten 
muss. Geklärt werden u.a. Leistungs-
ansprüche bei Krankheit, Arbeits-
unfällen und der Rente. Die Bro-
schüre richtet sich in erster Linie an 
GewerkschafterInnen, ehrenamt-
liche RichterInnen an Arbeits- und 
Sozialgerichten und Rechtsanwäl-
te. Ein Exemplar kostet 1,50 Euro 
zuzüglich Porto und Versand.   •
www.dgb-bestellservice.de

Die vorliegende Zwischenauswer-
tung basiert auf Daten aus knapp 
7000 Betrieben, die bereits bei den 



7

Ein New Deal 
für Europa
Um die Krise zu überwin-

den, sollten die Staaten des 

europäischen Wirtschafts-

raums auf eine expansive 

Gesamtstrategie setzen, 

die gleichzeitig Staatsver-

schuldung, Arbeitslosigkeit, 

soziale Ungleichheit und 

Klimawandel bekämpft. 

Finanziert werden können 

die zusätzlichen Investi-

tionen durch Konsolidie-

rungsbeiträge der Einkom-

mensstärksten. Das fordert 

Stephan Schulmeister. Die 

wichtigsten Komponenten 

dieser Strategie hat er in 

dem Buch „Mitten in der 

großen Krise. Ein ‚New Deal’ 

für Europa“ (Picus Verlag 

Wien, 9,90 Euro, www.picus.

at) beschrieben. 

Stephan Schulmeister ist 

einer der Referenten einer 

DGB-Tagung in Berlin zur 

sozial gerechten Bewälti-

gung der Wirtschafts- und 

Finanzkrise am 7. Oktober 

im Rahmen der Herbstakti-

onen der Gewerkschaften 

(einblick 13/10). Auch die 

Politikwissenschaftlerin 

Gesine Schwan sowie der 

Klimaforscher Hans Joachim 

Schellnhuber, Mitglied des 

Weltklimarates und Pro-

fessor an der Uni Potsdam, 

werden an der Fortsetzung 

des DGB-Kapitalismus-

kongresses vom Mai 2009 

teilnehmen.

Mehr dazu im nächsten einblick.

MEINUNG

1.  Die große Krise leitet den langsamen 
Zusammenbruch des Finanzkapitalismus ein. 
Diese Form einer Marktwirtschaft hat sich seit den 
1970er Jahren ausgebreitet, die kapitalistische 
„Kernenergie“, das Gewinnstreben, konzentrierte 
sich dabei immer stärker auf Finanzveranlagung 
und -spekulation.
2.  Nährboden des Finanzkapitalismus ist 

die neoliberale Weltanschauung. Die Aufgabe fester 
Wechselkurse samt Dollarentwertung, Ölpreisschocks, 
Rezessionen und hoher Inflation in den 1970ern so-
wie deren Bekämpfung durch eine Hochzinspolitik, 
die Deregulierung der Finanzmärkte und der Boom 
der Finanzinnovationen (Derivate) in den 1980ern, 
all dies beruhte auf neoliberalen Empfeh-
lungen. Das Wirtschaftswachstum halbierte sich, 
Arbeitslosigkeit und Staatsverschuldung stiegen.
3.  Der Neoliberalismus nutzt die von ihm 

selbst geschaffenen Probleme zur weiteren Durch-
setzung seiner Forderungen. Mit der Staatsver-
schuldung wurden Sparpolitik und (damit) die 
Schwächung des Sozialstaats gerechtfertigt, 
mit der Arbeitslosigkeit die Deregulierung der Ar-
beitsbeziehungen, atypische Beschäftigung und die 
Senkung des Arbeitslosengeldes. Beide Entwick-
lungen haben das Wirtschaftswachstum weiter ge-
dämpft und die Ungleichheit steigen lassen.
4.  Die neoliberale (Reform-)Politik stärkt 

die Mentalität des „Lassen wir unser Geld 
arbeiten“, insbesondere durch die Förderung 
der kapital-„gedeckten“ Altersvorsorge, durch den 
Geldwert als Hauptziel der Politik, durch die Propa-
gierung der „Kunst des Trading“, durch die Fixierung 
auf die Börse als Zentrum der Wirtschaft. All dies 
förderte die Finanzbooms seit den 1990er Jahren. 
5.  Mit den Booms auf den Aktien-, Rohstoff-, 

Devisen- und Immobilienmärkten wurden Finanz-
werte geschaffen, die keine realwirtschaft-
liche Deckung hatten – das Potenzial für die 
große Krise war aufgebaut, es entlud sich ab 2007 
durch die gleichzeitige Entwertung von Aktien-, 
Rohstoff- und Immobilienvermögen, Nachfrage und 
Produktion brachen ein.
6.  Die Politik hat mit Banken- und Konjunk-

turpaketen nur die Symptome der großen Kri-

Die schwierigste Phase der Krise liegt noch vor 
uns. Davon ist der Wiener Wirtschaftsforscher 
Stephan Schulmeister überzeugt. Was wir aus der 
Krise lernen können, hat er für den einblick in 
zehn Thesen zusammengefasst.

L e h r e n  a u s  d e r  K r i s e

Die Krise ist noch nicht überwunden
se bekämpft, ihre systemischen Ursachen blieben 
unberührt. Schlimmer noch: Die „Finanzalchemie“ 
boomt mehr denn je, egal ob durch Spekulation auf 
Staatspleiten, höhere Rohstoffpreise oder eine Eu-
roabwertung. All dies wurde durch den Neolibera-
lismus legitimiert, also kann es von den Eliten nicht 
als Krisenursache wahr genommen werden („Zau-
berlehrlingssyndrom“).
7.  Über drei Jahrzehnte hat die Umsetzung 

der neoliberalen Empfehlungen Arbeitslosigkeit, 
Staatsverschuldung und Armut steigen lassen, den 
Sozialstaat geschwächt und das Potenzial für 
die große Krise aufgebaut. Nun fordern die Eli-
ten jene Therapien ein, die Teil der Krankheit sind: 
Senkung der Sozialausgaben, weitere Privatisierung, 
Schonung der Finanzvermögen, keine Konsolidie-
rungsbeiträge der Vermögenden.
8.  Die schwierigste Phase der großen Krise 

liegt nicht hinter uns, sondern vor uns. Bei 
neuerlich sinkenden Aktienkursen, hoher Arbeitslo-
sigkeit, leeren Staatskassen, EU-weiter Sparpolitik 
sowie instabilen Wechselkursen und Rohstoffprei-
sen versuchen alle Sektoren, ihre Lage durch Aus-
gabensenkungen abzusichern: Unternehmer, Haus-
halte, Ausland und Staat. Das ist der Stoff für eine 
mehrjährige Krise.
9.  In einer solchen Situation muss der Staat 

der Realwirtschaft nachhaltige Impulse geben, 
gleichzeitig aber auch seine Finanzlage stabili-
sieren. Dafür gibt es nur einen Weg: Er muss den 
Einkommensstärksten, insbesondere den Besitzern 
großer Finanzvermögen, spürbare Konsolidie-
rungsbeiträge abverlangen, und zwar aus 
ökonomischen Gründen: Die „Reichen“ rea-
gieren auf (leichte) Einkommensverluste nicht mit 
einer Einschränkung ihres Konsums, sondern ihres 
Sparens (im Gegensatz zu den Beziehern von Sozi-
alleistungen). Mit diesen Mitteln soll eine expansive 
Gesamtstrategie finanziert werden, welche Staats-
verschuldung, Arbeitslosigkeit, soziale Ungleichheit 
und Klimawandel „im Ganzen“ bekämpft.
10.  Eine solche Strategie würde an die („realka-

pitalistische“) Tradition der sozialen Marktwirtschaft 
anknüpfen, sie würde die Kooperation zwischen 
Unternehmen und Gewerkschaften stärken, die 
„Finanzalchemisten“ in die Schranken weisen, und 
sie würde so den Übergang zu einem realkapita-
listischen System ermöglichen, in dem die Inte-
ressen von Arbeit und Realkapital Vorrang 
haben gegenüber den Interessen des Fi-
nanzkapitals.   •

einblick 14/10
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Der Wirtschaftsfor-
scher Stephan Schul-
meister, 62, Mitarbeiter 
am Österreichischen In-
stitut für Wirtschafts-
forschung, lehrt an der 
Universität Wien sowie 
an der Wirtschaftsuni-
versität Wien.Fo
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„Im Bundesurlaubsgesetz ist der Mindesturlaub definiert. 
Alles andere ist Sache der Tarifparteien. Wenn Verbände der 
Meinung sind, der Urlaub müsse kürzer werden, müssen sie 
das mit den Tarifparteien verhandeln. Viel Spaß!“

Michael Fuchs, Vorsitzender des Parlamentskreises Mittelstand der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion, zum Vorstoß des Unternehmerverbandes Mit-
telständische Wirtschaft (UMW), den Jahresurlaub in Deutschland auf 
vier Wochen zu kürzen.

8

NIEDRIGLOHNJOBS: Boom in allen Bereichen

dieDGBgrafik

Der Niedriglohnsektor wächst rasant – 
und das in allen Bereichen, wie das 
Institut für Arbeit und Qualifikation 
(IAQ) feststellt. Besonders stark zuge-
nommen haben befristete Niedriglohn-
jobs. Negativer Spitzenreiter sind weiter-
hin Minijobs: 86,2 Prozent aller Mini-
jobberInnen gehören zu den Niedrig-
löhnerInnen. Mies sind auch die Ver-
dienstchancen der unter 25-Jährigen: 
54,4 Prozent von ihnen erhalten Nied-
riglöhne. Stark zugenommen hat der 
Anteil bei den MigrantInnen – von 20,6 
Prozent 1995 auf 38,9 Prozent 2008. ©
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Quelle: Institut für Arbeit und Qualifikation 2010  

Anteil von Niedriglohnbeschäftigten in verschiedenen Kategorien (in Prozent)
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Schlusspunkt●

personalien

Tipp

Buch: Rikica-Radmila Šlozberg, 
Auf dich wartet noch das 
Leben..., Donat Verlag, Bremen 
2010, 96 S., 12,80 Euro
Nach dem Bombardement Bel-
grads am 6. April 1941 besetzen 
deutsche Truppen die Stadt, und 

sofort beginnt die Hatz auf Ju-
den und Roma. Rikica-Radmila 
Šlozberg überlebt den Holocaust, 
verliert dabei ihre Mutter, den 
Bruder und ihren Ehemann. Ein 
beeindruckender Bericht, der un-
ter die Haut geht.

mehr Infos: www.einblick.dgb.de
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••• Dorothea Braunert, 44, ist 
ab 1. September neue Pressespre-
cherin in der Abteilung Öffentlich-
keitsarbeit und Kommunikation 
beim DGB-Bundesvorstand in 
Berlin. Die gelernte Journalistin 

1.9.  DGB, Tagung „Re-
habilitation in Deutschland – im 
Spannungsfeld zwischen hohen 
Erwartungen und starkem Preis-
druck“, Berlin

1.-4.9.  GEW, Konferenz 
„Traumjob Wissenschaft – Kar-
riereweg in Hochschule und For-
schung“, Templin

1./2.9.  ver.di, Konferenz 
„Gesund trotz oder durch Arbeit?“, 
Göttingen

3.9.  DGB-Region Leip-
zig Nordsachsen, Fachtagung 
„Kommunalpolitische Konferenz: 
Arbeit und Zukunft für die Men-
schen in Sachsen“, Leipzig

7./8.9.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Fachtagung „Personalstrate-
gien im Aufsichtsrat“, Lohr

8.9.  DGB Sachsen und 
DGB Berlin-Brandenburg, Veran-
staltung „Zeitenwende – 20 Jahre 
DGB in Ostdeutschland“ mit dem 
DGB-Vorsitzenden Michael Som-
mer, Leipzig

9.9.  DGB Nord und 
verschiedene Institutionen, Tagung 
„Verantwortung übernehmen im 
Norden“, Lüneburg

10.9.  IQ-Consult, Veran-
staltung „Weiterbildung für Men-
schen mit Migrationshintergrund“, 
Hannover

13.-16.9.  TUC, „142. Gewerk-
schaftskongress“, Manchester 
(England)

14.9.  DGB, Workshop 
„Ein neues Bündnis für Arbeit und 
Umwelt“, Berlin

war bisher beim DGB-Bezirk Nie-
dersachsen – Bremen – Sachsen-
Anhalt beschäftigt und dort für 
das Organisationsreferat sowie für 
Frauen- und Gleichstellungspolitik 
zuständig.
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K i n d e r r e i s e b e t t f a l l

Kündigung nicht gerechtfertigt
Eine vorsätzliche Pflichtverletzung des Arbeitnehmers, die gegen

die Vermögensinteressen des Arbeitgebers gerichtet ist, kann eine
fristlose Kündigung rechtfertigen. Ob das Fehlverhalten einen „wich-
tigen Grund“ für eine fristlose Kündigung darstellt, ist unter Abwä-
gung der Interessen beider Vertragsteile zu beurteilen.

Der Fall: Der Arbeitnehmer ist beim Abfallentsorgungsunterneh-
men seit über acht Jahren in der Altpapierentsorgung beschäftigt. In
einem Altpapiercontainer, dessen Inhalt zur Entsorgung anstand,
fand er einen Karton mit einem Kinderreisebett. Er nahm es an sich,
ohne den Arbeitgeber zuvor um Erlaubnis zu fragen. Daraufhin kün-
digte der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis außerordentlich fristlos
und warf dem Arbeitnehmer Diebstahl vor, wobei dieser durch vor-
herige Abmahnungen darauf hingewiesen worden war, dass auch die
Mitnahme zu entsorgender Gegenstände verboten und nur im Falle
ausdrücklicher Gestattung durch den Arbeitgeber erlaubt sei.

Das Landesarbeitsgericht: Der Pflichtverstoß des Arbeitneh-
mers stellt zwar einen „Kündigungsgrund an sich“ dar. Das gilt vor
allem unter Berücksichtigung einer zuvor erfolgten Abmahnung. Im
Rahmen einer abschließenden Interessenabwägung genießt aller-
dings das Bestandsschutzinteresse des Arbeitnehmers Vorrang. Dies
gilt vor allem angesichts des langjährigen störungsfreien Arbeitsver-
hältnisses und des fehlenden wirtschaftlichen Wertes des „Mülls“.

Z w e i t e E h e s c h l i e ß u n g

Kann Kündigungsgrund sein
Auch bei Kündigungen in kirchlichen Einrichtungen sind grundle-

gende staatliche Rechtssätze zu beachten.
Der Fall: Der Arbeitnehmer, Chefarzt in einem katholischen

Krankenhaus, und seine erste Ehefrau lebten seit 2005 getrennt.
Nach weltlicher Scheidung der ersten Ehe im März 2008 schloss der
Arbeitnehmer im August 2008 standesamtlich seine zweite Ehe. Der
kirchliche Träger kündigte das Arbeitsverhältnis wegen dieser zwei-
ten Ehe. Der dem Arbeitsverhältnis zugrunde liegende Arbeitsvertrag
bedingt die Einhaltung der katholischen Glaubens- und Sittenlehre.

Das Landesarbeitsgericht: Es ist davon auszugehen, dass der
Arbeitnehmer durch die erneute Eheschließung seine ihm nach ka-
nonischem Recht obliegenden Loyalitätspflichten verletzt hat. Diese
erneute Eheschließung ist danach ein Pflichtverstoß und als Kündi-
gungsgrund geeignet. Das verfassungsrechtlich verbürgte Selbstbe-
stimmungsrecht der katholischen Kirche ist durch die staatlichen Ar-
beitsgerichte zu achten. Zugleich müssen die Gerichte im Kündi-
gungsschutzverfahren grundlegende staatliche Rechtssätze beach-
ten. In diesem Fall wurde der Gleichbehandlungsgrundsatz verletzt,
weil das Krankenhaus mit protestantischen und katholischen Mitar-
beitern gleiche Arbeitsverträge abgeschlossen hatte. Bei protestanti-
schen Mitarbeitern wurde bei erneuter Eheschließung aber nicht zum
Mittel der Kündigung gegriffen. Zudem wusste der Arbeitgeber be-
reits seit 2006 von dem eheähnlichen Verhältnis und ergriff keine ar-
beitsrechtliche Maßnahme. Nach dem Arbeitsvertrag war bereits dies
ein Pflichtverstoß. Es ist unverhältnismäßig, wenn das Krankenhaus
bei längerer Kenntnis von der eheähnlichen Gemeinschaft im Falle
der erneuten Heirat sofort zum Mittel der Kündigung greift.

E i n g e t r a g e n e L e b e n s p a r t n e r s c h a f t

Auch Anspruch auf Hinterbliebenenrente
Die Ungleichbehandlung von Ehe und eingetragener Lebenspart-

nerschaft bei der betrieblichen Hinterbliebenenversorgung für Ar-
beitnehmer des öffentlichen Dienstes, die bei der Versorgungsanstalt
des Bundes und der Länder zusatzversichert sind, ist grundgesetzwi-
drig. Dem Partner einer eingetragenen Lebenspartnerschaft steht seit
2005 ein Anspruch auf Hinterbliebenenrente und Sterbegeld zu.

B e t r i e b s r a t

Kann Internetzugang verlangen
Der Betriebsrat kann vom Arbeitgeber die Einrichtung eines In-

ternetzugangs und einzelner E-Mail-Adressen für die Betriebsrats-
mitglieder verlangen, sofern berechtigte Belange des Arbeitgebers
dem nicht entgegenstehen. Die Beurteilung, ob Informations- und
Kommunikationstechnik der Erfüllung von Betriebsratsaufgaben dient,
ist Sache des Betriebsrats. Er hat dabei einen Beurteilungsspielraum.

B e r u f s a u s b i l d u n g

„Anlernverhältnis“ unzulässig
Nach dem Berufsbildungsgesetz ist die Ausbildung für einen an-

erkannten Ausbildungsberuf nur nach der Ausbildungsordnung zu-
lässig. Die Ausbildung hat grundsätzlich in einem Berufsausbildungs-
verhältnis stattzufinden. Soll dies nicht vereinbart werden, kann auch
ein Arbeitsverhältnis begründet werden. Es ist jedoch unzulässig, die
Ausbildung in einem anderen Vertragsverhältnis durchzuführen, et-
wa einem „Anlernverhältnis“. Solche Verträge sind wegen des Ge-
setzesverstoßes nichtig. Wird trotzdem ein „Anlernverhältnis“ ein-
gegangen, ist es wie ein Arbeitsverhältnis zu behandeln. Zu zahlen
ist die für Arbeitsverhältnisse übliche Vergütung.

H a f t u n g d e s A r b e i t g e b e r s

Beweislast liegt beim Arbeitnehmer
Will der Arbeitnehmer Aufwendungsersatz für Unfallschäden am

privaten PKW gegenüber dem Arbeitgeber geltend machen, so muss
er die Umstände darlegen und beweisen, die eine grob fahrlässige
Schadensverursachung ausschließen.

W i d e r s p r u c h d e s B e t r i e b s r a t s

Auf Kündigungsgrund richtig eingehen
Der Betriebsrat kann einer Kündigung widersprechen. Der Wider-

spruch muss sich dabei auf den vom Arbeitgeber vorgebrachten Kün-
digungsgrund beziehen. Es reicht nicht aus, dass der Betriebsrat sich
auf einen Widerspruchsgrund beruft, der einem andersartigen, vom
Betriebsrat angenommenen Kündigungsgrund entgegensteht.

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg,
Urteil vom 10. Februar 2010 - 13 Sa 59/09

Landesarbeitsgericht Düsseldorf,
Urteil vom 1. Juli 2010 - 5 Sa 996/09

Bundesarbeitsgericht,
Urteil vom 27. Juli 2010 - 3 AZR 317/08

Landesarbeitsgericht Hamburg,
Urteil vom 9. April 2009 - 7 Sa 70/08

Bundesgerichtshof,
Urteil vom 7. Juli 2010 - IV ZR 16/09

Bundesarbeitsgericht,
Beschluss vom 14. Juli 2010 - 7 ABR 80/08
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Landesarbeitsgericht Hamburg,
Urteil vom 6. April 2010 - 1 SaGa 2/10


